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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

FINANZREGELUNG

für den auf Grund des Internen Abkommens über die Finanzierung und Verwaltung der
Hilfe der Gemeinschaft errichteten Europäischen Entwicklungsfonds ( 1969)

(71 /68/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf das am 29 . Juli 1969 in Jaunde unterzeich­
nete Abkommen über die Assoziation zwischen der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und den mit
dieser Gemeinschaft assoziierten afrikanischen Staaten
und Madagaskar (1), nachstehend „Assoziierungsab­
kommen" genannt ,

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 29 . September
1970 über die Assoziation der überseeischen Länder
und Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsge­
meinschaft (2), nachstehend „Beschluß" genannt ,

gestützt auf das Interne Abkommen über die Finan­
zierung und Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft (3),
nachstehend „Internes Abkommen" genannt, insbe­
sondere auf Artikel 23 ,

nach Kenntnisnahme von dem Entwurf der Kommis­
sion ,

nach Anhörung der Europäischen Investitionsbank,
nachstehend „Bank" genannt,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die Mitgliedstaaten haben nach Artikel 1 Absatz 1 des
Internen Abkommens denEuropäischen Entwicklungs­
fonds (1969 ) — nachstehend „Fonds" genannt — er­
richtet .

Nach Artikel 23 des Internen Abkommens werden die
Durchführungsbestimmungen zu diesem Abkommen
in einer Finanzregelung festgelegt, die der Rat bei In­
krafttreten des Assoziierungsabkommens mit der in
Artikel 13 des Internen Abkommens festgelegten quali­
fizierten Mehrheit erläßt —

HAT FOLGENDE FINANZREGELUNG ERLASSEN :

TITEL I

FINANZBESTIMMUNGEN

Artikel 1

( 1 ) Die Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten werden in
der Rechnungseinheit ausgedrückt, die im Protokoll
Nr . 7 im Anhang zum Assoziierungsabkommen und in

Anhang VII des Beschlusses festgelegt ist . Jeder Mit­
gliedstaat zahlt seine Beiträge in seiner eigenen Wäh­
rung unter Zugrundelegung des in Artikel 2 dieses
Protokolls und in Artikel 2 des genannten Anhangs
festgelegten Wechselkurses .

0 ) ABl . Nr. L 282 vom 28 . 12 . 1970 , S. 2 . (2) Die Finanzbeiträge werden von den einzelnen Mit­
gliedstaaten auf ein Sonderkonto mit der Bezeichnung
„Kommission der Europäischen Gemeinschaften —

(2) ABI . Nr. L 282 vom 28 . 12 . 1970 , S. 83 .
(3) ABl . Nr. L 282 vom 28 . 12 . 1970, S. 47 .
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Europäischer Entwicklungsfonds" eingezahlt , das beim
Schatzamt jedes Mitgliedstaats oder der von diesem be­
zeichneten Stelle eröffnet wird .

(3 ) Am Ende der Laufzeit des Assoziierungsabkom­
mens und des Beschlusses steht der noch nicht abge­
rufene Teil der Beiträge der Kommission weiterhin
zur Verfügung . Er wird von der Kommission je nach
Bedarf nach Maßgabe dieser Finanzregelung abgeru­
fen .

Artikel 2

( 1 ) Der in Artikel 3 Absatz 2 des Internen Abkommens
vorgesehene Beschluß des Rates über den Fälligkeits­
plan für den Abruf der Beiträge wird der Kommission
bis zum 31 . Oktober jedes Jahres mitgeteilt .

(2 ) Die Jahresbeiträge sind in der Regel wie folgt zu
zahlen :

a) vor dem 20 . Januar der Teil , den der Fonds zur
Deckung seines für die ersten 7 Monate des be­
treffenden Jahres vorgesehenen Bedarfs benötigt,

b ) am 1 . Juli der restliche Jahresbeitrag .

(3 ) Jeder Mitgliedstaat leistet die in Absatz 2 vorge­
sehenen Zahlungen im Verhältnis zu seinem in Artikel
1 Absatz 2 des Internen Abkommens festgelegten Bei­
trag .

(4) Die nach Artikel 3 Absatz 2 zweiter Unterabsatz
des Internen Abkommens festgelegten weiteren Zah­
lungen werden , sofern der Rat nichts anderes be­
schließt, binnen einer möglichst kurzen Frist , die auf
keinen Fall 3 Monate überschreiten darf , fällig und
zahlbar .

(5 ) Ändert sich die Parität der Währung eines Mit­
gliedstaats gegenüber der Rechnungseinheit, so wird
der Restbetrag des in Artikel 1 Absatz 2 genannten
Sonderkontos unbeschadet der Anwendung des Ar­
tikels 3 des Protokolls Nr . 7 im Anhang zum Assozi­
ierungsabkommen und des Artikels 3 des Anhangs VII
des Beschlusses binnen zwei Monaten durch eine wei­
tere Zahlung des betreffenden Staates oder durch eine
Rückzahlung an diesen Staat berichtigt .

Artikel 3

( 1 ) Im Bedarfsfall gewähren die Mitgliedstaaten der
Kommission auf Grund eines von ihr gestellten und mit
Gründen versehenen Antrags einen zinslosen Vor­
schuß .

(2) Dieser Vorschuß wird auf die nächste in dem be­
treffenden Jahr fällig werdende Zahlung oder, wenn
eine solche nicht fällig wird, auf die in Artikel 2 Ab­
satz 4 genannten weiteren Zahlungen angerechnet.

(3 ) Beantragt die Kommission einen Vorschuß ge­
mäß den Absätzen 1 und 2 , so unterbreitet sie dem Rat,
der sich binnen einem Monat hierzu äußert, gleichzei­
tig einen Vorschlag zur Änderung des vom Rat für das
laufende Jahr festgelegten Fälligkeitsplans oder einen
Vorschlag für weitere Zahlungen .

Artikel 4

( 1 ) Die Kommission unterhält in jedem Mitglied­
staat bei der Notenbank oder dem von dem betreffen­
den Staat bezeichneten Finanzinstitut Konten, die die
gleiche Bezeichnung tragen wie das nach Artikel 1 Ab­
satz 2 eröffnete Konto .

(2) Die Kommission kann für Geschäfte , die von den
Notenbanken oder den Postscheckämtern üblicher­
weise nicht durchgeführt werden, oder zur Erleichte­
rung ihrer Zahlungen bei einer oder mehreren Banken
Konten eröffnen .

Artikel 5

( 1 ) Die Kommission verfügt über die Beträge , die den
in Artikel 4 genannten Konten gutgeschrieben sind,
um die erforderlichen Zahlungen und Transferie­
rungen vorzunehmen.

(2) Die Kommission ruft Beträge von den in Artikel 1
Absatz 2 genannten Sonderkonten , soweit irgend mög­
lich , im Verhältnis zu den Beiträgen jedes Mitglied­
staats ab .

Artikel 6

( 1 ) Die von der Kommission bei der Verwaltung des
Fonds beantragten Transferierungen von Guthaben in
der Währung eines Mitgliedstaats in die Währung ei­
nes anderen Mitgliedstaats werden durch die Noten­
banken oder die von den Mitgliedstaaten genehmigten
Finanzinstitute zum jeweiligen Tageskurs durchge­
führt .

(2) Etwaige Wechselkursdifferenzen und Kosten ge­
hen zu Lasten des Fonds .

Artikel 7

Die Übersicht über das Vermögen und die Schulden
sowie die Rechnung werden von der Kommission bei
Ablauf jedes Rechnungsjahres abgeschlossen . Sie wer­
den bis zum 31 . März des folgenden Rechnungsjahres
zusammen mit den Belegen dem in Artikel 206 des Ver­
trages vorgesehenen Kontrollausschuß zur Prüfung
vorgelegt .

Artikel 8

(1 ) Die Kommission legt dem Rat und dem Europä­
ischen Parlament jährlich die Ubersicht über das Ver­
mögen und die Schulden sowie die Rechnung des abge­
laufenen Rechnungsjahres zusammen mit einem Be
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richt des Kontrollausschusses über die Prüfung der
Bücher des Fonds vor .

(2 ) Der Rat übermittelt dem Europäischen Parlament
seinen gemäß Artikel 22 Absatz 3 des Internen Ab­
kommens gefaßten Entlastungsbeschluß zusammen mit
allen als zweckdienlich erachteten Unterlagen über die
Finanzverwaltung des Fonds .

(3 ) Die Ubersicht über das Vermögen und die Schul­
den, die Rechnung jedes Rechnungsjahres und der
Beschluß des Rates , durch den der Kommission Ent­
lastung erteilt wird , werden im Amtsblatt der Europä­
ischen Gemeinschaften veröffentlicht .

Artikel 9

Die Kommission übermittelt dem Rat halbjährlich
eine Aufstellung über die Beitragseingänge sowie eine
Übersicht über den Stand der Geschäfte des Fonds .

Artikel 10

Durch die Prüfung, die an Hand der Rechnungsunter­
lagen und erforderlichenfalls an Ort und Stelle durch­
geführt wird , stellt der Kontrollausschuß die Recht­
mäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der Einnahmen
und Ausgaben fest und überzeugt sich von der Wirt­
schaftlichkeit der Verwaltung des Fonds .

TITEL II

VERWALTUNG DES FONDS

Abschnitt I die Kontrolle der Anordnung der Ausgaben wie auch
für die Kontrolle der Einnahmen zuständig ist .

(2 ) Die Vorschriften für den Finanzkontrolleur müs­
sen gewährleisten, daß dieser bei der Erfüllung seiner
Aufgaben unabhängig ist . Maßnahmen, die mit seiner
Ernennung, seiner Beförderung, mit Disziplinarstrafen
oder Versetzungen und mit den verschiedenen Be­
stimmungen über die Unterbrechung des Dienstes
oder dem Ausscheiden aus dem Amt in Zusammen­
hang stehen, müssen Gegenstand von mit Gründen
versehenen Entscheidungen sein ; diese sind dem Rat
zur Kenntnisnahme zu übermitteln.

( 3 ) Der Betroffene und die Kommission können den
Gerichtshof anrufen .

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 11

( 1 ) Der Fonds wird finanziell nach dem Grundsatz
der Trennung von Anweisungsbefugten und Rech­
nungsführern verwaltet . Die Bewirtschaftung der Mit­
tel obliegt den Anweisungsbefugten, die allein für die
Mittelbindungen, die Feststellung der Forderungen
und die Erteilung der Annahme- und Auszahlungs­
anordnungen zuständig sind .

(2) Die Rechnungsführer führen die Annahme- und
Auszahlungsanordnungen aus . Die Tätigkeit des An­
weisungsbefugten ist mit derjenigen des Finanzkon­
trolleurs und des Rechnungsführers unvereinbar .

Artikel 12

Die Kommission verwaltet den Fonds in eigener Ver­
antwortung im Rahmen der in Artikel 1 des Internen
Abkommens vorgesehenen Mittel und nach Maßgabe
des Assoziierungsabkommens , des InternenAbkommens
und dieser Finanzregelung. Die Kommission bestellt
den Hauptanweisungsbefugten des Fonds . Dieser kann
weiteren Personen, die er vorbehaltlich der Genehmi­
gung der Kommission bestellt , die Anweisungsbefug­
nis übertragen . In jedem Übertragungsbeschluß sind
Dauer und Umfang des Mandats zu erwähnen.

Artikel 13

( 1 ) Die Kommission ernennt den Finanzkontrol­
leur, der für die Kontrolle der Mittelbindungen und

Artikel 14

Die Annahme von Einnahmen und die Zahlung von
Ausgaben erfolgen durch einen von der Kommission
ernannten Rechnungsführer. Vorbehaltlich des Artikels
37 Absatz 2 kann nur er die Zahlungsmittel und Wert­
gegenstände verwalten . Er ist für ihre Verwahrung
verantwortlich .

Artikel 15

( 1 ) Die für die Durchführung eines Vorhabens oder
Programms verantwortliche Stelle wird in dem hierfür
geschlossenen Finanzierungsabkommen bezeichnet ,
das ihre Beziehungen zur Kommission regelt .

(2) Die Kommission kann Bevollmächtigten , die von
ihr bestellt werden, nach Maßgabe der in Artikel 48
genannten Verordnung bestimmte Aufgaben des Fi
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gutgebracht . Sie kommen zu den in Artikel 18 Buch­
stabe a ) erster Gedankenstrich des Abkommens bzw.
in Artikel 17 Buchstabe a) erster Gedankenstrich des
Beschlusses festgesetzten Beträgen hinzu .

nanzkontrolleurs oder Rechnungsführers übertragen .
Die Zuständigkeitsvorschriften dieses Titels gelten für
diese Bevollmächtigten im Rahmen der ihnen übertra­
genen Befugnisse . Die Grundsätze in den nachstehen­
den Bestimmungen über die Kontrolle und die Zahlung
der Ausgaben finden Anwendung auf die Ausgaben,
die auf Grund übertragener Befugnisse gezahlt werden .
Diese Ausgaben dürfen in der Buchführung des Fonds
erst endgültig erfaßt werden, wenn die Dienststellen
der Kommission die Richtigkeit der Feststellung sowie
die Ordnungsmäßigkeit der Änderung und der Zah­
lung nach Maßgabe dieser Finanzregelung überprüft
haben.

Abschnitt III

Mittelbindung, Feststellung, Anordnung und Zahlung
der Ausgaben

1 . Mittelbindung

Abschnitt II

Einnahmen

Artikel 16

( 1 ) Für alle Beträge, die dem Fonds geschuldet werden,
erteilt derAnweisungsbefugte eineAnnahmeanordnung.

(2) Der Anweisungsbefugte leitet die Annahmean­
ordnungen dem Finanzkontrolleur zur Erteilung des
Sichtvermerks zu . Durch den Sichtvermerk des Finanz­
kontrolleurs wird folgendes bestätigt :

a ) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle,

b) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung der
Annahmeanordnung im Hinblick auf die Bestim­
mungen über die Verwaltung des Fonds sowie alle
zur Durchführung dieser Bestimmungen getrof­
fenen Maßnahmen .

Artikel 20

( 1 ) Für alle Maßnahmen, die zu einer Ausgabe führen
können , muß der zuständige Anweisungsbefugte vor­
her einen Mittelbindungsantrag stellen .

(2 ) Bei laufenden Ausgaben können Mittelbindungen
für einen längeren Zeitraum zusammengefaßt bean­
tragt werden .

(3 ) Die Mittelbindungen und die Auszahlungsan­
ordnungen sind buchmäßig zu erfassen .

Artikel 21

Die Mittelbindungsanträge werden dem Finanzkon­
trolleur zugeleitet . Auf den Anträgen sind insbesondere
der Gegenstand der Ausgabe, der voraussichtliche Aus­
gabenbetrag, die Verbuchungsstelle sowie der Zah­
lungsempfänger anzugeben . Die Anträge werden nach
Erteilung des Sichtvermerks durch den Finanzkon­
trolleur in ein Verzeichnis eingetragen .

Artikel 22

Durch den Sichtvermerk des Finanzkontrolleurs oder
seines Beauftragten wird folgendes bestätigt :

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle,

b) die Verfügbarkeit der Mittel ,

c ) die Ordnungsmäßigkeit und Übereinstimmung der
Ausgabe im Hinblick auf die Bestimmungen über
die Verwaltung des Fonds und alle zur Durchfüh­
rung dieser Bestimmungen getroffenen Maßnah­
men, insbesondere die allgemeinen und besonderen
Vorschriften des für diesen Vorgang maßgebenden
Finanzierungsabkommens .

Artikel 23

( 1 ) Die Verweigerung des Sichtvermerks ist schrift­
lich und hinreichend zu begründen ; der Anweisungsbe­
fugte ist hiervon zu unterrichten . Wird der Sichtver­

Artikel 17

(1 ) Der Rechnungsführer führt die Annahmeanord­
nungen aus , die ihm der Anweisungsbefugte zuleitet .

(2 ) Der Rechnungsführer hat dafür zu sorgen , daß
die Einnahmen des Fonds eingehen und daß die Rechte
der Gemeinschaft gewahrt werden .

Artikel 18

Für jede Bareinzahlung in die Kasse des Rechnungs­
führers ist eine Quittung zu erteilen .

Artikel 19

Die in Artikel 20 des Internen Abkommens genannten
etwaigen Einnahmen des Fonds werden dem Fonds
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Artikel 28

Die Auszahlungsanordnung muß enthalten :

a ) die Verbuchungsstelle,

merk für einen Mittelbindungsantrag verweigert und
hält der Anweisungsbefugte seinen Antrag aufrecht , so
ist eine Entscheidung der Kommission herbeizuführen .

(2 ) Bestätigt die Kommission die Mittelbindung durch
eine mit Gründen versehene Entscheidung und regelt
sie die Art und Weise der Durchführung, so darf der
Sichtvermerk nur verweigert werden , wenn die Ver­
fügbarkeit der Mittel in Frage steht .

b ) den zu zahlenden Betrag,

c) Name und Anschrift des Zahlungsempfängers ,

d) die Zahlungsform,

e) den Gegenstand der Ausgabe .

Die Auszahlungsanordnung ist vom Anweisungsbe­
fugten zu unterzeichnen und mit Datum zu versehen .

2 . Feststellung der Ausgaben

Artikel 24

Mit der Feststellung einer Ausgabe bestätigt der An­
weisungsbefugte,

a) daß der Zahlungsempfänger einen Anspruch hat,

b ) daß die Forderung besteht und ihre Höhe richtig
angegeben ist,

c) daß die Ausgabe fällig ist und die übrigen Voraus­
setzungen für die Auszahlung erfüllt sind .

Artikel 29

( 1 ) Der Auszahlungsanordnung sind Originalbelege
beizufügen ; auf ihnen oder auf einer Anlage ist der Ver­
merk des Anweisungsbefugten anzubringen, mit dem
die Richtigkeit der zu zahlenden Beträge, der Eingang
der Lieferungen oder die Ausführung der Leistungen
bestätigt wird. Außerdem sind auf der Auszahlungsan­
ordnung Nummer und Datum der Sichtvermerke für
die entsprechenden Mittelbindungen anzugeben.

(2) An Stelle der Originalbelege können gegebenen­
falls Abschriften verwendet werden, deren Überein­
stimmung mit dem Original von dem Anweisungsbe­
fugten bescheinigt ist .

Artikel 25

( 1 ) Die Feststellung von Ausgaben bedarf der Vorlage
von Belegen , aus denen der Anspruch des Zahlungs­
empfängers und gegebenenfalls die von ihm erbrachte
Leistung hervorgehen .

(2) Für bestimmte Arten von Ausgaben können je­
doch unter Bedingungen, welche die Kommission fest­
legt , Vorschüsse gewährt werden .

(3 ) Die Kommission bestimmt Art und Inhalt der Be­
lege, die den Auszahlungsanordnungen beizufügen
sind .

Artikel 26

Der Anweisungsbefugte läßt an Hand der vierteljähr­
lichen Fälligkeitspläne, die von den für die Durchfüh­
rung der Vorhaben und Programme verantwortlichen
Stellen für die Zahlungen in den verschiedenen Wäh­
rungen aufgestellt und von dem Finanzkontrolleur
geprüft worden sind, dieTransferierungen vornehmen,
die zur Auffüllung der gemäß Artikel 4 auf den Namen
der Kommission eröffneten Konten erforderlich sind .

Artikel 30

( 1 ) Bei Abschlagszahlungen sind der ersten Aus­
zahlungsanordnung Belege beizufügen , aus denen der
Anspruch des Zahlungsempfängers auf die Abschlags­
zahlung hervorgeht .

(2 ) Die bereits vorgelegten Belege sowie die nähere
Bezeichnung der ersten Auszahlungsanordnung sind
auf den folgenden Auszahlungsanordnungen zu ver­
merken .

Artikel 31

Die Auszahlungsanordnungen sind dem Finanzkon­
trolleur zur vorherigen Erteilung des Sichtvermerks
zuzuleiten . Durch den vorherigen Sichtvermerk wer­
den bestätigt :

a ) die Ordnungsmäßigkeit der Erteilung der Aus­
zahlungsanordnung,

b ) die Übereinstimmung der Auszahlungsanordnung
mit der Mittelbindung und die Richtigkeit des
Betrages ,

3 . Anordnung der Ausgaben

Artikel 27

Durch die Auszahlungsanordnung weist der Anwei­
sungsbefugte den Rechnungsführer an , eine festge­
stellte Ausgabe zu zahlen .
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c) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle ,

d ) die Verfügbarkeit der Mittel ,

e ) die Ordnungsmäßigkeit der Belege,

f ) die Richtigkeit der Bezeichnung des Zahlungs­
empfängers .

Artikel 32

Wird der Sichtvermerk verweigert , so findet Artikel
23 Anwendung.

Artikel 33

Nach Erteilung des Sichtvermerks wird das Original
der Auszahlungsanordnung zusammen mit den Bele­
gen dem Rechnungsführer zugeleitet .

(2 ) Diese Regeln sehen insbesondere vor , daß Schecks
sowie Bank- oder Postüberweisungen mit zwei Unter­
schriften zu versehen sind, darunter notwendigerweise
derjenigen des Rechnungsführers oder eines ordnungs­
gemäß ermächtigten Zahlstellenverwalters ; sie be­
stimmen ferner, welche Zahlungen ausschließlich durch
Scheck , Bank- oder Postüberweisung zu bewirken
sind .

Artikel 38

( 1 ) Für die Zahlung bestimmter Arten von Ausgaben
können nach Maßgabe der von der Kommission er­
lassenen Bestimmungen Zahlstellen errichtet werden .

(2) Die Vorschriften über die Verwaltung der Zahl­
stellen regeln insbesondere :

a ) die Bestellung der Zahlstellenverwalter,

b ) die Art und den Höchstbetrag jeder zu leistenden
Ausgabe,

c ) den Höchstbetrag der Dauervorschüsse, mit denen
die Zahlstellen ausgestattet werden können,

d) die Formen und Fristen für die Vorlage der Belege,

e) die Verantwortung der Zahlstellenverwalter .

4 . Zahlung der Ausgaben

Artikel 34

( 1 ) Durch die Zahlung erfüllt der Fonds seine Ver­
bindlichkeiten gegenüber dem Zahlungsempfänger .

(2 ) Die Zahlung wird vom Rechnungsführer im
Rahmen der verfügbaren Mittel bewirkt.

Abschnitt IV

Verantwortung der Anweisungsbefugten, der Finanz­
kontrolleure , der Rechnungsführer und der Zahl­

stellenverwalter

Artikel 39

Der Anweisungsbefugte , der Zahlungsverpflichtun­
gen eingeht oder Auszahlungsanordnungen erteilt ,
ohne die Bestimmungen dieser Finanzregelung zu be­
achten, ist disziplinarisch verantwortlich und gege­
benenfalls zum Schadenersatz verpflichtet .

Artikel 40

Der Finanzkontrolleur, der zuläßt, daß die Mittel
überschritten werden , oder der bei der Erfüllung seiner
Aufgaben grob fahrlässig handelt , ist disziplinarisch
verantwortlich .

Artikel 41

( 1 ) Der Rechnungsführer ist für die von ihm geleiste­
ten Zahlungen disziplinarisch verantwortlich und ge­
gebenenfalls zum Schadenersatz verpflichtet :

Artikel 35

Liegen sachliche Irrtümer vor oder wird bestritten ,
daß die Zahlung schuldbefreiende Wirkung hat , oder
sind die in dieser Finanzregelung vorgeschriebenen
Formen nicht beachtet worden , so hat der Rechnungs­
führer die Zahlung auszusetzen .

Artikel 36

(1 ) Der Rechnungsführer hat die Aussetzung der
Zahlung in einer schriftlichen Erklärung zu begrün­
den, die er unverzüglich dem Anweisungsbefugten
zuleitet .

(2 ) Außer wenn bestritten wird , daß die Zahlung
schuldbefreiende Wirkung hat, kann der Anweisungs­
befugte die Kommission mit der Frage der Aussetzung
der Zahlung befassen . Die Kommission kann schrift­
lich und in eigener Verantwortung anordnen, daß die
Zahlung geleistet wird .

Artikel 37

(1 ) Die Zahlungen sind grundsätzlich über Bank­
oder Postscheckkonten zu leisten . Die Kommission
regelt im einzelnen , wie ihre Konten anzulegen und
zu verwalten sind und wie über sie zu verfügen ist .
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um über die Entlastung zu beschließen , die den Rech­
nungsführern für diese Rechnung zu erteilen ist .

Abschnitt V

Rechnungsführung

Artikel 44

( 1 ) Die Rechnungsführung ist nach Kalenderjahren
in Form einer Buchführung vorzunehmen, die es er­
möglicht, eine Übersicht über das Vermögen und die
Schulden des Fonds aufzustellen . Die Rechnungsfüh­
rung muß sämtliche Einnahmen und Ausgaben vom
1 . Januar bis zum 31 . Dezember eines jeden Jahres
in voller Höhe erfassen ; sie stützt sich auf Belege .

(2 ) Die Rechnung und die Übersicht über das Vermö­
gen und die Schulden werden in Rechnungseinheiten
aufgestellt .

Artikel 45

Die Buchungen sind nach einem in Kontengruppen
unterteilten Buchungsplan unter genauer Trennung
der für die Aufstellung der Übersicht über das Ver­
mögen und die Schulden sowie der für die Rechnung
maßgebenden Konten vorzunehmen. Die Buchungen
sind in Büchern oder auf Karteikarten vorzunehmen,
die ermöglichen müssen , eine monatliche Gesamtüber­
sicht über die Konten aufzustellen .

a ) wenn er die Bestimmungen des Artikels 35 nicht
beachtet,

b ) wenn die von ihm geleistete Zahlung nicht dem auf
der Auszahlungsanordnung angegebenen Betrag
entspricht ,

c ) wenn er die Zahlung an einen anderen als den be­
rechtigten Empfänger leistet .

Er ist disziplinarisch verantwortlich für die sichere
Aufbewahrung der ihm anvertrauten Zahlungsmittel ,
Wertgegenstände und Urkunden sowie für die ord­
nungsmäßige Ausführung der Anordnungen, die er
hinsichtlich der Verwendung und Verwaltung der
Bank- und Postscheckkonten erhält ; er ist insoweit
zum Schadenersatz verpflichtet .

( 2 ) Der Zahlstellenverwalter ist disziplinarisch ver­
antwortlich und gegebenenfalls zum Schadenersatz
verpflichtet,

a ) wenn er die von ihm geleisteten Zahlungen nicht
durch ordnungsmäßige Belege nachweisen kann,

b) wenn er die Zahlung an einen anderen als den be­
rechtigten Empfänger leistet .

Er ist disziplinarisch verantwortlich für die sichere
Aufbewahrung der ihm anvertrauten Zahlungsmittel ,
Wertgegenstände und Urkunden ; er ist insoweit zum
Schadenersatz verpflichtet .

( 3 ) Jeder Rechnungsführer oder Zahlstellenverwalter
kann sich gegen die Risiken versichern, denen er auf
Grund dieses Artikels ausgesetzt ist . Die in Artikel 69
der Haushaltsordnung vom 30. Juli 1968 über die
Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans der
Europäischen Gemeinschaften und über die Verant­
wortung der Anweisungsbefugten und der Rechnungs­
führer vorgesehenen Ausführungsbestimmungen legen
fest , welche Arten von Bediensteten die Eigenschaft
eines Rechnungsführers oder Zahlstellenverwalters
haben und unter welchen Bedingungen die Kom­
mission die Versicherungskosten, die dem Rechnungs­
führer oder Zahlstellenverwalter durch die Sicherung
gegen die mit seiner Tätigkeit zusammenhängenden
Risiken entstehen, teilweise decken kann.

Artikel 42

Jeder Anweisungsbefugte, jeder Rechnungsführer und
jeder Zahlstellenverwalter kann auf Antrag der Kom­
mission vor dem Gerichtshof der Europäischen Ge­
meinschaften zur Verantwortung gezogen werden .

Artikel 43

Die Kommission verfügt vom Zeitpunkt der Vorlage
der Rechnung an über eine Frist von zwei Jahren,

Artikel 46

Die Einzelheiten der Aufstellung und Ausführung
des Buchungsplans werden von der Kommission fest­
gelegt .

Abschnitt VI

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 47

Die Bestellung der Anweisungsbefugten, der Finanz­
kontrolleure, des Rechnungsführers und der Zahl­
stellenverwalter sowie die Übertragung von Befug­
nissen auf Grund der Artikel 12 , 14 und 15 werden
dem Kontrollausschuß mitgeteilt. Das gleiche gilt für
den in Artikel 46 genannten Buchungsplan und die in
Artikel 48 erwähnte Verordnung.
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TITEL III

DURCHFÜHRUNGSMASSNAHMEN

Abschnitt I

Durchführung der Finanzgeschäfte des Fonds

b) daß alle diskriminierenden Praktiken oder tech­
nischen Spezifikationen beseitigt werden , die einer
Beteiligung juristischer und natürlicher Personen
aus den Mitgliedstaaten sowie den assoziierten
Staaten , Ländern und Gebieten unter gleichen
Bedingungen im Wege stehen könnten ;

c) daß die Ausschreibungen zu so großen einheitli­
chen Losen zusammengefaßt werden , wie das wirt­
schaftlich und technisch gerechtfertigt ist und daß
die Ausschreibungen bei Maßnahmen in aneinan­
dergrenzenden Ländern in der Weise vorgenom­
men werden , daß die Ausführung der einzelnen
Aufträge koordiniert werden kann ;

d ) daß die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen
der Mitgliedstaaten und der assoziierten Staaten ,
Länder und Gebiete unter anderem durch Voraus­
wahl der Bewerber und Bildung von Arbeitsge­
meinschaften soweit wie möglich gefördert wird ,
insbesondere bei der Ausführung größerer Arbei­
ten oder solcher , die eine besondere Technik er­
fordern ; Vorauswahl der Bewerber ist für sämt­
liche Angebotseinholungen vorgeschrieben, bei
denen die Arbeiten voraussichtlich einen Betrag
von 5 Millionen Rechnungseinheiten überschreiten ;

e ) daß bei Arbeiten , an denen wegen ihrer Gering­
fügigkeit hauptsächlich Unternehmen des betref­
fenden oder eines anderen assoziierten Staates ,
Landes oder Gebietes der gleichen Region interes­
siert sind , ein beschleunigtes Verfahren mit ver­
kürzten Fristen für die Einreichung der Angebote
durchgeführt wird ;

f ) daß in die Vergabeunterlagen für die Erbringung
von Lieferungen eine Bestimmung aufgenommen
wird , aus der gegebenenfalls hervorgeht, inwieweit
bei einer Gegenüberstellung wirtschaftlich und
technisch gleichwertiger Angebote ein Schutz ein­
geräumt wird , um die Beteiligung gewerblicher oder
handwerklicher Unternehmen des betreffenden
oder eines anderen assoziierten Staates , Landes
oder Gebietes der gleichen Region zu fördern .
Der Umfang des Schutzes wird von der Kommis­
sion nach Befürwortung durch den gemäß Artikel
13 des Internen Abkommens eingesetzten Aus­
schuß für den Europäischen Entwicklungsfonds ,
nachstehend „Ausschuß für den Fonds" genannt,
von Fall zu Fall entschieden ; dabei darf ein Satz
von 15 v.H. nicht überschritten werden . Dieser
Schutz wird nur im Entstehen oder in der Ent­
wicklung befindlichen Industriezweigen mit aus­
reichender Wertschöpfung gewährt ;

Artikel 48

( 1 ) Die Kommission regelt nach Maßgabe der Arti­
kel 8 bis 12 des Internen Abkommens die Arbeitsweise
des Fonds durch eine Verordnung, die sie dem Rat
übermittelt .

(2) Diese Verordnung legt die Einzelheiten der Ein­
reichung und Prüfung der Finanzierungsanträge sowie
die Durchführungs- und Kontrollbestimmungen für die
Vorhaben und Programme fest, vorbehaltlich der be­
sonderen Bestimmungen in den der Bank erteilten
Aufträgen für die Verwaltung der Darlehen zu Son­
derbedingungen und der Beiträge zur Bildung von
haftendem Kapital .

Artikel 49

( 1 ) Im Rahmen der Grundsätze des Artikels 26 des
Assoziierungsabkommens und des Artikels 23 des
Beschlusses trifft die Kommission oder der Beauftrag­
te der Gemeinschaft im Einvernehmen und in Zusam­
menarbeit mit den zuständigen Stellen der assoziier­
ten Staaten , Länder und Gebiete mit dem Ziel , das
wirtschaftliche Potential der Mitgliedstaaten sowie
der einzelnen assoziierten Staaten , Länder und Gebiete
so wirkungsvoll wie möglich zu nutzen , die Durch­
führungsmaßnahmen, die geeignet sind , gleiche Be­
dingungen für die Beteiligung an den aus Mitteln des
Fonds finanzierten Auftragsvergaben zu gewährleisten .

(2) Zu diesem Zweck ist unbeschadet der abweichen­
den Bestimmungen , die in der in Artikel 48 Absatz 1
vorgesehenen Verordnung der Kommission festgelegt
werden können , insbesondere bei der Anwendung
der allgemeinen Klauseln und Bedingungen , die gemäß
Artikel 16 des Protokolls Nr . 6 im Anhang zum Asso­
ziierungsabkommen und Artikel 14 des Anhangs VI
des Beschlusses bei der Vergabe und Durchführung
der vom Fonds finanzierten öffentlichen Aufträge an­
zuwenden sind , dafür Sorge zu tragen,

a ) daß die Aufforderung zur Abgabe von Konkurrenz­
angeboten zuvor unter Einhaltung angemessener
Fristen in den Amtsblättern der Europäischen Ge­
meinschaften und der assoziierten Staaten , Län­
der und Gebiete veröffentlicht werden ;



8 . 2 . 71 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 31 /9

(2) Die Bezahlung von Arbeiten im Rahmen der
vom Fonds finanzierten Geschäfte erfolgt in der Wäh­
rung des betreffenden assoziierten Staates , Landes oder
Gebietes . Der Bieter kann jedoch in seinem Angebot
verlangen , daß ein Teil des Nennbetrags seines Ange­
bots in der Währung des Landes gezahlt wird , in dem
er seinen Sitz hat, und zwar zu der Parität, die am
ersten Tag des Monats gilt , der dem Monat voraus­
geht, in dem der Angebotseröffnungstermin festge­
setzt ist .

(3 ) Die Bezahlung von Dienstleistungen im Rahmen
der vom Fonds finanzierten Geschäfte erfolgt in der
(den ) im Vertrag aufgeführten Währung(en). Der
Gläubiger kann verlangen, daß die Zahlungen an ihn
in der Währung des Landes erfolgen, in dem er sei­
nen Sitz hat, oder in der Währung des Landes , dessen
Staatsangehörigkeit er besitzt . Der Teil der Leistun­
gen, der den Ausgaben in der Währung des assoziier­
ten Staates , Landes oder Gebietes entspricht, wird
in der betreffenden Währung gezahlt . Sind die in den
einzelnen Währungen zu bezahlenden Beträge im
Verhältnis zu einer anderen Währung festgesetzt , so
erfolgt die Umrechnung zu der im Vertrag genannten
Parität .

g ) daß für Dienstleistungsverträge Experten entspre­
chend ihren Kenntnissen und Qualifikationen her­
angezogen werden ;

h) daß bei den vom Fonds finanzierten Lieferaufträ­
gen die Zahlungsabwicklung durch entsprechen­
de Bedingungen beschleunigt wird .

(3 ) Die Kommission oder der Beauftragte der Ge­
meinschaft vergewissert sich bei jeder Maßnahme,
daß Absatz 2 beachtet wird und daß das ausgewählte
Angebot, vor allem im Hinblick auf die Qualifika­
tionen und Garantien der Bieter , die Art der Arbei­
ten oder Lieferungen und die Bedingungen für ihre
Ausführung, die Preise der Leistungen , die Kosten der
Nutzung und in bezug auf den technischen Wert,
das wirtschaftlich vorteilhafteste ist . Sie achtet dar­
auf , daß sämtliche für die Auswahl maßgebenden
Kriterien in den Vergabeunterlagen aufgeführt sind .

Das Vergabeergebnis wird unverzüglich im Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht .

(4 ) Die Kommission unterrichtet den Rat alljährlich
über die Vergabeergebnisse im vergangenen Jahr
und teilt ihm gegebenenfalls mit , welche Maßnah­
men sie getroffen hat oder treffen will , um insbeson­
dere unter Berücksichtigung der in Absatz 1 aufge­
führten Maßnahmen die Wettbewerbsbedingungen
für die Beteiligung an den Vergaben des Fonds zu
verbessern .

In ihrem Bericht übermittelt die Kommission dem
Rat alle Informationen , die erforderlich sind , um be­
urteilen zu können , ob die von der Kommission ge­
troffenen Maßnahmen zur Folge hatten , daß für sämt­
liche Unternehmen der Mitgliedstaaten und der asso­
ziierten Staaten , Länder und Gebiete für die vom
Fonds finanzierten Arbeiten und Lieferungen gleiche
Beteiligungsmöglichkeiten geschaffen wurden .

Abschnitt II

Darlehen zu Sonderbedingungen

Artikel 51

( 1 ) Die in Artikel 10 Absatz 5 des Internen Abkom­
mens genannten Anträge und Vorhaben, die für eine
Finanzierung durch Darlehen zu Sonderbedingungen
in Betracht kommen , werden von der Kommission
geprüft .

Zu Beginn dieser Prüfung übermittelt die Kommission
der Bank ein Exemplar der Unterlagen zur Stellung­
nahme. Sie hält die Bank über den Fortgang der Prü­
fung auf dem laufenden.

Die Bank übermittelt der Kommission ihre Stellung­
nahme innerhalb einer gemeinsam festzulegenden
Frist . Im Falle einer Befürwortung fügt sie ihrer Stel­
lungnahme einen Finanzierungsplan bei .

Die Kommission arbeitet den Finanzierungsvorschlag
aus .

(2) Die in Artikel 10 Absatz 3 des Internen Abkom­
mens genannten Anträge und Vorhaben auf dem ge­
werblichen Sektor , die für eine Finanzierung durch
Darlehen zu Sonderbedingungen in Betracht kom

Artikel 50

( 1 ) Die Bezahlung von Lieferungen im Rahmen der
vom Fonds finanzierten Geschäfte erfolgt in der vom
Auftragnehmer in seinem Angebot angegebenen Wäh­
rung . Der Bieter kann verlangen , daß die ihm zuste­
henden Zahlungen nach seiner Wahl entweder in der
Währung des betreffenden assoziierten Staates , Lan­
des oder Gebietes oder in der Währung des Landes ,
in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, oder in der
Währung des Herstellerlandes der Lieferung geleistet
werden . Erfolgt die Bezahlung in einer anderen Wäh­
rung als der Währung des assoziierten Staates , Landes
oder Gebietes oder der Währung des Landes, in dem
der Auftragnehmer seinen Sitz hat , so ist die Bezah­
lung obligatorisch bei einer Bank in dem Land zu
bewirken, in dem der Auftragnehmer seinen Sitz hat .
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men , werden von der Bank im Zusammenwirken mit
der Kommission gemäß Artikel 11 des Internen Ab­
kommens geprüft .

Werden die Unterlagen der Kommission vorgelegt, so
übermittelt diese die Unterlagen der Bank innerhalb
der in Artikel 9 Absatz 1 des Internen Abkommens
vorgesehenen Frist . Werden die Unterlagen der Bank
vorgelegt , so übermittelt diese innerhalb der gleichen
Frist ein Exemplar der Kommission .

Die Bank hält die Kommission über den Fortgang der
Prüfung auf dem laufenden . Die Kommission über­
mittelt ihre Stellungnahme der Bank in einer gemein­
sam festzulegenden Frist .

Die Bank arbeitet den Finanzierungsvorschlag und
den Finanzierungsplan aus und übermittelt diese der
Kommission .

(3 ) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorha­
ben werden von der Kommission dem Ausschuß für
den Fonds zur Stellungnahme vorgelegt .

Die vorzulegenden Unterlagen enthalten vor allem :

(4) Die Darlehen sind in den ausgezahlten Währun­
gen rückzahlbar, und zwar in Höhe der in jeder Wäh­
rung ausgezahlten Beträge ; die Zinsen sind in den
Währungen zahlbar , in denen der Darlehensbetrag
rückzahlbar ist . Rückzahlungen und Zinszahlungen
werden für Rechnung der Gemeinschaft an die Bank
geleistet .

Artikel 53

Wurde dem zwischengeschalteten Darlehensnehmer
nach Artikel 6 des Protokolls Nr . 6 im Anhang zum
Assoziierungsabkommen und nach Artikel 6 des An­
hangs VI zum Beschluß ein Darlehen gewährt, für
das ihm in bezug auf Laufzeit und Zinssatz ausnahms­
weise günstigere Bedingungen eingeräumt wurden als
dem Endbegünstigten, so schlägt der zwischengeschal­
tete Darlehensnehmer der Gemeinschaft vor, wie die
vom Endbegünstigten gezahlten und bei der Gemein­
schaft noch nicht fälligen Beträge zur Finanzierung
von in Artikel 19 des Assoziierungsabkommens und
Artikel 18 des Beschlusses genannten Entwicklungs­
maßnahmen zu verwenden sind . Die Verwendung
bedarf in jedem Fall der Genehmigung durch die
für die Gewährung von Darlehen zuständigen Ge­
meinschaftsorgane .

Die Verträge, in denen die Bedingungen und Einzel­
heiten dieser Verwendung aufgeführt sind, werden
der Kommission und der Bank zur Genehmigung
unterbreitet.

a) den Finanzierungsvorschlag,

b) die Stellungnahme der Bank oder der Kommission,

c) gegebenenfalls den Finanzierungsplan,

d) den von der Kommission ausgearbeiteten Ent­
wurf eines Auftrags an die Bank zur Verwaltung
des Darlehens .

Abschnitt III

Beiträge zur Bildung von haftendem KapitalArtikel 52

( 1 ) In dem Beschluß über die Gewährung von Dar­
lehen zu Sonderbedingungen wird festgelegt, bis zu
welchem Höchstbetrag die Gemeinschaft Mittelbin­
dungen vornehmen kann. Die Verträge über diese
Darlehen werden für die Gemeinschaft von der Kom­
mission und von der Bank als Beauftragte der Ge­
meinschaft geschlossen .

(2) Die Beträge der eröffneten Kredite, die jedem ge­
währten Darlehen entsprechen, lauten auf Rechnungs­
einheiten . Wird ein eröffneter Kredit annulliert , ehe
die entsprechenden Auszahlungen ganz oder teilweise
vorgenommen worden sind, gilt der nicht ausgezahlte
Teil als nicht gewährt.

(3 ) Die Darlehen werden in den Währungen der Mit­
gliedstaaten im Verhältnis ihrer in Artikel 1 Absatz 2
des Internen Abkommens aufgeführten Finanzbei­
träge ausgezahlt . Die ausgezahlten Beträge werden auf
der Grundlage der am Tage der Auszahlung gültigen
Paritäten zwischen der Rechnungseinheit und den
ausgezahlten Währungen auf die eröffneten Kredite
angerechnet.

Artikel 54

( 1 ) Die in Artikel 10 Absatz 3 des Internen Abkom­
mens genannten Anträge und Vorhaben, bei denen
ein Beitrag zur Bildung von haftendem Kapital in
Frage kommt, werden von der Bank im Zusammen­
wirken mit der Kommission gemäß Artikel 11 des
Internen Abkommens geprüft .

Zu Beginn der Prüfung übermittelt die Bank der
Kommission ein Exemplar der Unterlagen zur Abga­
be einer Stellungnahme. Sie hält die Kommission über
den Fortgang der Prüfung auf dem laufenden.

Die Kommission leitet der Bank ihre Stellungnahme
innerhalb einer gemeinsam festzulegenden Frist zu .

Die Bank arbeitet den Finanzierungsvorschlag aus
und übermittelt ihn der Kommission .

(2) Die in Absatz 1 erwähnten Vorhaben werden von
der Kommission dem Ausschuß für den Fonds zur
Stellungnahme vorgelegt.
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Die vorgelegten Unterlagen umfassen insbesondere :

a) den Finanzierungsvorschlag,

Die Kommission legt den von der Bank ausgearbeite­
ten Vorschlag zur Gewährung einer pauschalen Zins­
vergütung dem Ausschuß für den Fonds zur Stellung­
nahme vor .

Gelangt die Kommission zu der Auffassung, daß die
Gewährung einer pauschalen Zinsvergütung nicht
gerechtfertigt ist , so teilt sie dies der Bank mit und
fügt dem Vorschlag ihre mit Gründen versehene Stel­
lungnahme bei .

(3 ) Bei einem Antrag auf besondere Zinsvergütungen
nach Artikel 7 Absatz 2 des Internen Abkommens ent­
hält der Vorschlag zur Gewährung einer Zinsvergü­
tung alle zweckdienlichen Angaben über den Gegen­
stand, den Rahmen und die finanzielle Rentabilität
des Vorhabens , dessen Beitrag zur Entwicklung der
Volkswirtschaft des betreffenden Landes und über
die Verschuldungsfähigkeit dieses Landes .

Die Kommission legt den von der Bank ausgearbeite­
ten Vorschlag zur Gewährung einer Zinsvergütung
zusammen mit ihrer Stellungnahme dem Ausschuß
für den Fonds zur Stellungnahme vor .

(4) Der Beschluß zur Gewährung einer Zinsvergü­
tung ergeht nach dem in Artikel 13 bis 15 des Inter­
nen Abkommens vorgesehenen Verfahren . Den Be­
schluß teilt die Kommission der Bank unverzüglich
mit .

b ) die Stellungnahme der Kommission ,

c) den von der Kommission ausgearbeiteten Entwurf
eines Auftrags an die Bank zur Verwaltung des
betreffenden Geschäfts .

Artikel 55

( 1 ) In dem Beschluß über den Beitrag zur Bildung
von haftendem Kapital wird festgelegt, bis zu wel­
chem Höchstbetrag die Gemeinschaft Mittelbindun­
gen vornehmen kann und wieweit sie eine finanzielle
Verantwortung übernimmt ; ferner wird der Umfang
der mit diesem Beitrag verbundenen Gesellschafter­
rechte festgelegt . Die diesbezüglichen Rechtsgeschäfte
über diese Maßnahmen werden durch die Bank als
Beauftragte der Gemeinschaft geschlossen .

(2 ) Die Bank verwaltet als Beauftragte der Gemein­
schaft die in Absatz 1 genannten Geschäfte , für die
ein Finanzierungsbeschluß der Kommission ergangen
ist . Sie holt die vorherige Zustimmung der Kommission
für die Übertragung von Aktien , Gesellschaftsantei­
len und Forderungen sowie für alle wesentlichen Än­
derungen der Rechtsgeschäfte ein .

(3 ) Zahlungen, die sich auf Einkünfte , Rückzahlun­
gen oder die Übertragungen von Beiträgen zur Bildung
von haftendem Kapital beziehen , oder Vergütungen
für die Ausübung von mit diesen Beiträgen verbunde­
nen Gesellschafterrechten werden für Rechnung der
Gemeinschaft an die Bank geleistet .

Artikel 57

( 1 ) Der Gesamtbetrag der Zinsvergütungen, die für
ein Darlehen der Bank aus Eigenmitteln in Anwendung
des Artikels 8 des Protokolls Nr . 6 im Anhang zum
Assoziierungsabkommen und Artikel 8 des Anhangs
VI des Beschlusses gewährt werden können, wird in
Rechnungseinheiten berechnet , und zwar der Barwert ,
bezogen auf das für die Unterzeichnung des Darle­
hensvertrags vorgesehene Datum, unter Anwendung
der Zinseszinsrechnungsmethode eines Jahreszins­
satzes , den der Rat und die Bank im Einvernehmen
mit der Kommission festsetzen .

Für Zeiträume unter einem Monat erfolgt die Berech­
nung unter Zugrundelegung des einfachen Zinssatzes .

(2) Die Bank nimmt diese Berechnungen unter Be­
rücksichtigung nachstehender Fälligkeitstermine vor :

a) Fälligkeitsplan über Darlehensauszahlungen und
Darlehenstilgung,

b ) Fälligkeitsplan der Beträge , die bei Fälligkeit die
Zinsvergütungen decken sollen .

Die Bank übermittelt der Kommission so schnell wie
möglich die Fälligkeitspläne und den Barwert des Ge­
samtbetrags der Zinsvergütung, bezogen auf das für
die Unterzeichnung des Darlehensvertrags vorgesehe­
ne Datum .

Abschnitt IV

Bankdarlehen mit Zinsvergütungen

Artikel 56

( 1 ) Die in Artikel 10 Absatz 3 des Internen Abkom­
mens genannten Anträge auf Zinsvergütungen für
Darlehen der Bank aus ihren Eigenmitteln werden von
der Bank geprüft .
Die Bank arbeitet einen Vorschlag für die Gewäh­
rung von Zinsvergütungen aus und fügt ihn der nach
Artikel 21 ihrer Satzung an die Kommission zu rich­
tenden Vorlage zur Einholung der Stellungnahme bei .

(2) Bei einem Antrag auf pauschale Zinsvergütung
nach Artikel 7 Absatz 1 des Internen Abkommens
enthält der Vorschlag zur Gewährung einer Zinsver­
gütung alle zweckdienlichen Angaben über den Ge­
genstand und den Rahmen des Vorhabens , über des­
sen Beitrag zur Entwicklung der Volkswirtschaft des
betreffenden Landes und über die Verschuldungs­
fähigkeit dieses Landes .
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Vorhaben" ein vor allem Investitionen im Bereich
der Produktion umfassendes Bündel von Maßnah­
men zu verstehen, die gleichen Zwecken dienen und
zusammenhängend durchgeführt werden , und aus die­
sem Grund einer gleichzeitigen Prüfung und eines
einheitlichen Finanzierungsbeschlusses bedürfen .

Ein besonderes Prüfungsverfahren wird angewendet,
wenn ein Beitrag zur Bildung von haftendem Kapital
oder ein Darlehen zu Sonderbedingungen für ein ge­
werbliches Vorhaben Teil der Finanzierung eines
integrierten Vorhabens ist , für dessen Finanzierung
andere Finanzierungsarten des Fonds , insbesondere
nichtrückzahlbare Zuschüsse , in Betracht kommen.
Die Kommission und die Bank legen die Einzelheiten
dieser besonderen Prüfung von Fall zu Fall gemeinsam
fest ; zu diesem Zweck übermitteln sie sich wechsel­
seitig die erforderlichen Unterlagen .

(2 ) Bei der Prüfung der integrierten Vorhaben und
der Erstellung des dazugehörigen Finanzierungsvor­
schlags und Finanzierungsschemas prüft die Kommis­
sion die Vorhaben vor allem unter makroökonomi­
schem Gesichtspunkt sowie unter dem Aspekt der
Entwicklungspolitik und der gesamten Hilfe der Ge­
meinschaft . Die Bank prüft vornehmlich die Verschul­
dungsfähigkeit und die finanziellen Gesichtspunkte
des Vorhabens .

(3 ) Die Kommission und die Bank erstellen , jeweils
für ihren Anteil , in enger Zusammenarbeit den Finan­
zierungsvorschlag und das Finanzierungsschema.

(4) Die in Absatz 1 genannten Vorhaben werden von
der Kommission dem Ausschuß für den Fonds zu­
sammengefaßt zur Stellungnahme vorgelegt .

Diese Vorlage enthält insbesondere :

a ) das Finanzierungsschema für das gesamte inte­
grierte Vorhaben,

b) den dazugehörigen Finanzierungsvorschlag,

c) gegebenenfalls den von der Bank erstellten Finan­
zierungsplan für Darlehen zu Sonderbedingungen,

d) den von der Kommission ausgearbeiteten Entwurf
eines Auftrags an die Bank zur Verwaltung der
Darlehen zu Sonderbedingungen oder der Beiträge
zur Bildung von haftendem Kapital .

Ändert sich das für die Unterzeichnung vorgesehene
Datum, so wird eine neue Berechnung vorgenommen
und der Barwert des Gesamtbetrags der Zinsvergütung,
bezogen auf das nunmehr für die Unterzeichnung
vorgesehene Datum, von der Bank unter Beifügung
der erforderlichen Belege unverzüglich der Kommission
übermittelt .

(3 ) Der Barwert des Gesamtbetrags der Zinsvergü­
tung wird der Bank von der Kommission am Tag der
Unterzeichnung des Darlehensvertrags in Höhe sei­
nes Gegenwerts in den Währungen der Mitgliedstaa­
ten gezahlt, und zwar unter Zugrundelegung ihrer
an diesem Tag geltenden Parität im Verhältnis der
in Artikel 1 Absatz 2 des Internen Abkommens auf­
geführten Finanzbeiträge .

(4) Wird ein bereits eröffneter Kredit ganz oder teil­
weise annulliert oder ein ausgezahltes Darlehen ganz
oder teilweise vorzeitig zurückgezahlt , so nimmt die
Bank eine Rücküberweisung zugunsten des bei der
Bank auf den Namen der Gemeinschaft nach Artikel
63 dieser Finanzregelung eröffneten Sonderkontos
vor . Die Rücküberweisung entspricht dem annullier­
ten Teil des eröffneten Kredits oder dem zurückge­
zahlten Teil des ausgezahlten Darlehens zuzüglich
der in Rechnungseinheiten zu dem in Absatz 1 fest­
gesetzten Zinssatz berechneten Zinsen und Zinses­
zinsen für den Zeitraum zwischen dem Tag der Zah­
lung des aktualisierten Gesamtbetrags und dem Tag
der Rücküberweisung . Zwischen der Annullierung
oder der vorzeitigen ganzen oder teilweisen Rückzah­
lung und dem letztgenannten Termin dürfen nicht
mehr als dreißig Tage liegen .
Die Rücküberweisung erfolgt in Höhe des Gegenwerts
in den ursprünglich erhaltenen Währungen der Mit­
gliedstaaten unter Zugrundelegung ihrer am Tag der
Zahlung der Zinsvergütungen an die Bank geltenden
Parität , und zwar im Verhältnis der in Artikel 1 Ab­
satz 2 des Internen Abkommens aufgeführten Finanz­
beiträge .

Artikel 58

Nach Abschluß eines Vertrages über die Gewährung
eines Darlehens mit Zinsvergütungen im Rahmen
des Artikels 18 Buchstabe b) des Assoziierungsab­
kommens oder des Artikels 17 Buchstabe b) des Be­
schlusses unterrichtet die Bank die Kommission von
den Bestimmungen des Darlehensvertrags in bezug
auf Höhe, Zweck, Dauer und Tilgungsweise des
Darlehens sowie über den Zinssatz und die Modali­
täten der Zinszahlung. Die Kommission übermittelt
diese Angaben dem Ausschuß für den Fonds .

Abschnitt V

Integrierte Vorhaben

Artikel 59

( 1 ) Bei Anwendung von Artikel 10 Absatz 4 des
Internen Abkommens ist unter einem „integrierten

Bestehen hinsichtlich der Finanzierungsarten Mei­
nungsverschiedenheiten, so unterbreiten die Kom­
mission und die Bank jeweils ihren Finanzierungsvor­
schlag und Finanzierungsplan dem Ausschuß für den
Fonds zur Stellungnahme.
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zu Sonderbedingungen oder aus Einkünften, Rück­
zahlungen oder der Übertragung von Beiträgen zur
Bildung von haftendem Kapital oder aus Vergütungen
für die Ausübung damit verbundener Gesellschafter­
rechte werden auf einem auf den Namen der Gemein­
schaft bei der Bank eröffneten Sonderkonto zentral
verbucht .

(2 ) Auf diesem Konto werden ebenfalls die Rück­
zahlungen für geleistete Zinsbeihilfen zentral verbucht .

(3 ) Während der Laufzeit des Abkommens überweist
die Bank auf einfachen Antrag der Kommission dem
Fonds die in den Absätzen 1 und 2 genannten Beträge ,
abzüglich der der Bank zustehenden Provisionen .

Abschnitt VI

Reservefonds für Ausnahmesituationen und Vor­
schüsse an Einrichtungen für Preisstabilisierungen

Artikel 60

Die Hilfe aus Mitteln des in Artikel 20 des Assozi­
ierungsabkommens vorgesehenen Reservefonds kann
zur Beseitigung von Ausnahmesituationen gewährt
werden, die sich während der Übergangszeit , d.h .
zwischen dem 1 . Juni 1969 und dem Tag des Inkraft­
tretens des Assoziierungsabkommens , ergeben haben .

Artikel 61

( 1 ) Im Hinblick auf die Wiederherstellung der ur­
sprünglichen Ausstattung des Reservefonds nach
Ablauf des ersten Jahres der Anwendung des Asso­
ziierungsabkommens und zu Beginn jedes folgenden
Jahres werden die Beträge , die den von den betreffen­
den assoziierten Staaten während des zweiten Halb­
jahres des Vorjahres als Ausnahmehilfe beantragten
Summen entsprechen , vorläufig zurückgestellt , sofern
die Anträge durch Unterlagen begründet sind und von
der Kommission als zulässig angesehen wurden .

(2) Der so zurückgestellte Betrag wird ganz oder
teilweise freigegeben , wenn für die Anträge auf Aus­
nahmehilfe im Laufe des auf die Einreichung dieser
Anträge folgenden Jahres kein Finanzierungsbeschluß
der Gemeinschaft ergangen ist .

( 3 ) Die Kommission trifft alle erforderlichen Maß­
nahmen zur Durchführung der Absätze 1 und 2 ; zu
Beginn eines jeden Jahres berichtet sie dem Ausschuß
für den Fonds über den Stand der Mittel des Reserve­
fonds .

Artikel 62

Die Vorschüsse nach Artikel 21 des Assoziierungs­
abkommens werden zu den von der Kommission in
Anwendung von Artikel 11 Absätze 2 und 3 des
Protokolls Nr . 6 im Anhang zum Assoziierungs­
abkommen festgelegten Bedingungen gewährt .

Die Vorschüsse lauten auf Rechnungseinheiten und
werden in der Währung eines der Mitgliedstaaten in
entsprechender Höhe zurückgezahlt . Die Überwei­
sungskosten und Wechselkursdifferenzen gehen zu
Lasten des Empfängers des Vorschusses .

Abschnitt VII

Allgemeine und Schlußbestimmungen

Artikel 63

( 1 ) Die Einnahmen der Bank aus Rückzahlungen,
Zinszahlungen und sonstigen Zahlungen für Darlehen

Artikel 64

Die Kommission trägt dafür Sorge, daß in den Finan­
zierungsabkommen festgelegt wird ,

1 , daß der Gerichtshof der Europäischen Gemein­
schaften zuständig ist für Streitigkeiten , die sich
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein­
schaft oder der Bank einerseits und den Empfän­
gern der aus Mitteln des Fonds gewährten Hilfen
andererseits über die Auslegung oder Durchfüh­
rung der genannten Finanzierungsabkommen erge­
ben , und

2 , daß die mit natürlichen oder juristischen Personen
geschlossenen Verträge zur Durchführung der vom
Fonds finanzierten Maßnahmen eine Klausel ent­
halten , die es ermöglicht, eine Streitigkeit auf Antrag
einer der Parteien nach den Bestimmungen über
das Schiedsverfahren zu schlichten, das in den
allgemeinen Klauseln und Bedingungen festgelegt
ist , die gemäß Artikel 16 des Protokolls Nr . 6 im
Anhang zum Assoziierungsabkommen und Artikel
14 des Anhangs VI des Beschlusses für die Vergabe
und Ausführung der vom Fonds finanzierten
öffentlichen Aufträge gelten .

Artikel 65

Diese Finanzregelung gilt für denselben Zeitraum wie
das Interne Abkommen .

Geschehen zu Brüssel am 26. Januar 1971 .

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. COINTAT
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BESCHLUSS DES RATES

vom 25. Januar 1971

zur Änderung des Beschlusses des Rates vom 27. Oktober 1970 zur Festlegung eines aus
einem gemeinsamen Programm und aus Ergänzungsprogrammen bestehenden For­
schungs- und Ausbildungsprogramms der Europäischen Atomgemeinschaft für das

Haushaltsjahr 1971

(71 /69/Euratom)

Euratom, EGKS) Nr . 16/71 des Rates vom 30 . De­
zember 1970 zur Angleichung der Dienst- und Ver­
sorgungsbezüge der Beamten der Europäischen Ge­
meinschaften sowie der Dienstbezüge der sonstigen
Bediensteten dieser Gemeinschaften ( 2 ) anzupassen —

BESCHLIESST :

DER RAT DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Atomgemeinschaft , insbesondere auf die Ar­
tikel 7 und 172 ,

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines ge­
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaften ,

auf Vorschlag der Kommission, die den Ausschuß
für Wissenschaft und Technik angehört hat,

gestützt auf die Entschließung des Rates vom 6. De­
zember 1969 über die künftige Tätigkeit der Euro­
päischen Atomgemeinschaft ,

gestützt auf den Beschluß des Rates vom 27. Okto­
ber 1970 ( 1 ) zur Festlegung eines Forschungs - und
Ausbildungsprogramms der Europäischen Atomge­
meinschaft für das Haushaltsjahr 1971 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es hat sich als erforderlich erwiesen , in das For­
schungs- und Ausbildungsprogramm für 1971 einige
Arbeiten betreffend das SORA-Projekt aufzunehmen .

Es ist notwendig, die für das Forschungs- und Aus­
bildungsprogramm für 1971 vorgesehenen Höchstbe­
träge unter Berücksichtigung der Verordnung (EWG,

Einziger Artikel

Der Höchstbetrag für Mittelbindungen zur Verwirk­
lichung der Programme, der in dem einzigen Artikel
des Beschlusses des Rates vom 27. Oktober 1970 zur
Festlegung eines Forschungs- und Ausbildungspro­
gramms der Europäischen Atomgemeinschaft für 1971
vorgesehen ist, wird auf 55,97 Millionen Rechnungs­
einheiten statt auf 52,51 Millionen Rechnungseinhei­
ten festgesetzt .

Die Anhänge I und II dieses Beschlusses des Rates
vom 27 . Oktober 1970 werden durch die beigefüg­
ten Anhänge I und II geändert , die Bestandteile dieses
Beschlusses sind .

Geschehen zu Brüssel am 25 . Januar 1971 .

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. COINTAT

(M ABl. Nr. L 245 vom 11 . 11 . 1970 , S. 27. ( 2 ) ABl . Nr. L 5 vom 7. 1 . 1971 , S. 1 .
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ANHANG I

GEMEINSAMES PROGRAMM UND ERGANZUNGSPROGRAMME FÜR FORSCHUNG
UND AUSBILDUNG FÜR 1971

I. SCHNELLE REAKTOREN

a) Gemeinsames Programm :
0,90 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,83 Millionen Rechnungseinheiten

b) Ergänzungsprogramm :
0,88 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,83 Millionen Rechnungseinheiten

II . SCHWERWASSERREAKTOREN

a) Gemeinsames Programm :
6,15 Millionen Rechnungseinheiten statt 5,85 Millionen Rechnungseinheiten

b) Ergänzungsprogramm :
5,30 Millionen Rechnungseinheiten statt 4,95 Millionen Rechnungseinheiten
i ) Polyvalente Forschungen :
3,05 Millionen Rechnungseinheiten statt 2,85 Millionen Rechnungseinheiten

ii ) Spezifische Forschungsarbeiten :
2,25 Millionen Rechnungseinheiten statt 2,10 Millionen Rechnungseinheiten

III . GASGEKÜHLTE HOCHTEMPERATURREAKTOREN

a ) Gemeinsames Programm :
0,30 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,27 Millionen Rechnungseinheiten

b ) Ergänzungsprogramm :
1,20 Millionen Rechnungseinheiten statt 1,15 Millionen Rechnungseinheiten

IV . TECHNOLOGISCHE PROBLEME IM ZUSAMMENHANG MIT DER REAKTOR -
ENTWICKLUNG

Ergänzungsprogramm :
2,05 Millionen Rechnungseinheiten statt 1,90 Millionen Rechnungseinheiten
— Sicherheit der Anlagen :

1,30 Millionen Rechnungseinheiten statt 1,20 Millionen Rechnungseinheiten
— Entwicklung zerstörungsfreier Verfahren :

0,75 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,70 Millionen Rechnungseinheiten

V. PLUTONIUM UND TRANSPLUTONE

a) Gemeinsames Programm :
2,15 Millionen Rechnungseinheiten statt 2,01 Millionen Rechnungseinheiten

b) Ergänzungsprogramm :
2,90 Millionen Rechnungseinheiten statt 2,75 Millionen Rechnungseinheiten

VI . REAKTORPHYSIK

Ergänzungsprogramm :
0,73 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,68 Millionen Rechnungseinheiten
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VII . PHYSIK DER GEBUNDENEN MATERIE

Ergänzungsprogramm :
Für diesen Programmpunkt wird ein Betrag von 3,40 Millionen Rechnungseinheiten —
statt 2,40 Millionen Rechnungseinheiten — bereitgestellt , und der Höchstpersonalbestand
wird auf 169 Bedienstete festgelegt.
Vorgesehen ist die Fortführung einiger neutronenoptischer Experimente im Reaktor
Ispra I und der Arbeiten über die Festkörperphysik und die magnetische Kernresonanz .
Es werden auch Arbeiten zur Fertigprojektierung des gepulsten schnellen Reaktors SORA
durchgeführt .
Diese Tätigkeiten werden in der Anstalt Ispra hinsichtlich des SORA-Vorhabens teilweise
auf Vertragsbasis durchgeführt .

VIII . FORSCHUNGSARBEITEN ÜBER NUKLEARE WERKSTOFFE

Ergänzungsprogramm :
3,00 Millionen Rechnungseinheiten statt 2,85 Millionen Rechnungseinheiten

IX . DIREKTE ENERGIEUMWANDLUNG

Ergänzungsprogramm :
0,76 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,71 Millionen Rechnungseinheiten

X. FUSION UND PLASMAPHYSIK

Gemeinsames Programm :
6,65 Millionen Rechnungseinheiten statt 6,55 Millionen Rechnungseinheiten

XI . BIOLOGIE UND GESUNDHEITSSCHUTZ

a) Gemeinsames Programm :
3,45 Millionen Rechnungseinheiten statt 3,35 Millionen Rechnungseinheiten

b) Ergänzungsprogramm :
0,65 Millionen Rechnungseinheiten — unverändert

XII . CETIS — INFORMATIK

Ergänzungsprogramm :
4,30 Millionen Rechnungseinheiten statt 4,10 Millionen Rechnungseinheiten

XIII . KERNMESSUNGEN UND NUKLEARE EICHMASSE

Gemeinsames Programm :
3,80 Millionen Rechnungseinheiten statt 3,60 Millionen Rechnungseinheiten

XIV. BETRIEB DES REAKTORS BR-2

Ergänzungsprogramm :
0,66 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,60 Millionen Rechnungseinheiten

XV. BETRIEB DES REAKTORS HFR

Ergänzungsprogramm :
4,00 Millionen Rechnungseinheiten statt 3,90 Millionen Rechnungseinheiten

XVI. AUSBILDUNG

Gemeinsames Programm :
0,59 Millionen Rechnungseinheiten statt 0,58 Millionen Rechnungseinheiten

GESAMTLEITUNG UND KOORDINIERUNG DER PROGRAMME

Gemeinsame« Programm :
2,15 Millionen Rechnungseinheiten statt 2,00 Millionen Rechnungseinheiten
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ANHANG II

ÜBERSICHT ÜBER DIE HÖCHSTBETRÄGE DER AUSGABENVERPFLICHTUNGEN UND
DAS PERSONAL

Gemeinsames
Programm Ergänzungsprogramme

Insgesamt
Programmpunkte

Mittel­
bindungen
(Mill . RE )

Personal
Verpflich­
tungen

(Mill . RE)
Personal Beteiligte Länder

(MUI . RE )

I. SCHNELLE REAKTOREN 1,78
— Indirekte Aktion 0,90 55

— Direkte Aktion 0,88 51 B/D/ /I/L/N

II . SCHWERWASSERREAKTOREN 11,45
— Essor 6,15 262

— Mehrzweckforschungen
— Spezifische Forschungen

3,05

2,25

169

127
D/F/I/L/N

III . HOCHTEMPERATUR­
GASREAKTOREN 1,50

— Indirekte Aktion 0,30 18

— Direkte Aktion 1,20 80 B/D/ /I/L/N

IV. TECHNOLOGISCHE FRAGEN
DER REAKTORENTWICKLUNG 2,05

— Sicherheit der Anlagen 1,30 73

B/D/ /I/L/N— Entwicklung zerstörungsfreier Verfah­
ren zur Bestimmung des Gehalts an
spaltbaren Stoffen 0,75 42

V. PLUTONIUM UND TRANSPLUTONE 2,15 110 2,90 120 B/D / /I/L/N 5,05

VI . REAKTORPHYSIK 0,73 42 B/D/ /I/L/N 0,73

VII . PHYSIK DER GEBUNDENEN MATERIE 3,40 169 B/D/ /I /L/N 3,40

VIII . FORSCHUNGSARBEITEN ÜBER NU­
KLEARE WERKSTOFFE 3,00 168 B/D/ /I/L/N 3,00

IX . DIREKTE ENERGIEUMWANDLUNG 0,76 42 B/D/ /I/L/N 0,76

X. FUSION UND PLASMAPHYSIK 6,65 94 6,65

XI . BIOLOGIE UND GESUNDHEITS­
SCHUTZ 4,10

— Strahlenschutz 3,45 100

— Anwendung in der landwirtschaftlichen
Forschung 0,65 5 D/ /1/ /N

XII . CETIS-INFORMATIK 4,30 161 B/D/ /I /L/N 4,30

XIII . KERNMESSUNGEN UND NUKLEARE
EICHMASSE 3,80 173 3,80

XIV. REAKTOR BR-2 0,66 40 B/D/ /I/L/N 0,66

XV. REAKTOR HFR : 4,00 76 B/D/ /I/L/N ! 4,00
XVI . AUSBILDUNG 0,59 6 0,59

ALLGEMEINE LEITUNG UND KOOR­
DINIERUNG DER PROGRAMME 2,15

2,15130

29,83 55,97INSGESAMT 26,14 948 365
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ENTSCHEIDUNG DES RATES

vom 1 . Februar 1971

zur Genehmigung der stillschweigenden Verlängerung oder der Beibehaltung bestimmter
Freundschafts-, Handels- und Schiffahrtsverträge sowie ähnlicher Abkommen zwischen

den Mitgliedstaaten und dritten Ländern

(71 /70/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 113 ,
gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 16. De­
zember 1969 über die schrittweise Vereinheitlichung
der Abkommen über die Handelsbeziehungen zwi­
schen den Mitgliedstaaten und dritten Ländern und
über die Aushandlung der gemeinschaftlichen Ab­
kommen (!), insbesondere auf Artikel 3 ,
auf Vorschlag der Kommission ,
in Erwägung nachstehender Gründe :
Um eine Unterbrechung ihrer vertraglichen Handels­
beziehungen mit den betreffenden dritten Ländern zu
vermeiden, haben die beteiligten Mitgliedstaaten die
Genehmigung zur stillschweigenden Verlängerung
oder zur Beibehaltung derjenigen Bestimmungen der
im Anhang genannten Freundschafts-, Handels - und
Schiffahrtsverträge sowie ähnlichen Abkommen bean­
tragt, deren Gegenstand in den Bereich der gemein­
samen Handelspolitik im Sinne von Artikel 113 des
Vertrages fällt .
Es handelt sich darum, die Verlängerung der ge­
nannten Bestimmungen über die Übergangszeit hin­
aus zu genehmigen, und zwar unbeschadet der sonsti­
gen Verpflichtungen, die den beteiligten Mitglied­
staaten aus dem Gemeinschaftsrecht erwachsen , sowie
mit der Maßgabe, daß diese Genehmigung die son­
stigen Bestimmungen der erwähnten Abkommen nicht
berührt .

Die betreffenden Mitgliedstaaten haben erklärt, daß
die stillschweigende Verlängerung oder die Beibehal­
tung dieser Abkommen der Einleitung gemeinschaft­
licher Handelsverhandlungen mit den betreffenden
dritten Ländern nicht entgegensteht und daß sie be­
reit sind , die handelspolitischen Klauseln der gelten­
den bilateralen Abkommen in die gegebenenfalls aus­
gehandelten Gemeinschaftsabkommen zu überneh­
men .

Am Ende der in Artikel 2 der Entscheidung des
Rates vom 16 . Dezember 1969 vorgesehenen Konsul­

tation ist festgestellt worden, daß die Bestimmungen
der betreffenden bilateralen Abkommen während des
geplanten Verlängerungszeitraums kein Hindernis für
die Durchführung der gemeinsamen Handelspolitik
darstellen , was auch durch die vorgenannten Erklä­
rungen der Mitgliedstaaten bestätigt wird .
Soweit sich die stillschweigende Verlängerung oder
Beibehaltung derjenigen Bestimmungen dieser Ab­
kommen, deren Gegenstand unter Artikel 113 des
Vertrages fällt , während des geplanten Verlängerungs­
zeitraums als Hindernis für die Durchführung der
gemeinsamen Handelspolitik erweisen sollte, haben
sich die betreffenden Mitgliedstaaten jedoch bereit
erklärt , diese Abkommen zu ändern oder gegebenen­
falls zu kündigen .
Die betreffenden Abkommen enthalten Kündigungs­
klauseln mit Kündigungsfristen zwischen drei und
zwölf Monaten .

Unter diesen Umständen steht der stillschweigenden
Verlängerung oder der Beibehaltung der betreffenden
Bestimmungen bis zum 31 . Dezember 1972 nichts
entgegen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die in den im Anhang genannten Freundschafts-,
Handels - und Schiffahrtsverträgen und ähnlichen Ab­
kommen enthaltenen Bestimmungen, deren Gegen­
stand in den Bereich der gemeinsamen Handelspolitik
im Sinne von Artikel 113 des Vertrages fällt, kön­
nen bis zum 31 . Dezember 1972 stillschweigend ver­
längert oder beibehalten werden .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge­
richtet .

Geschehen zu Brüssel am 1 . Februar 1971 .

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. SCHUMANN

(*) ABl . Nr . L 326 vom 29 . 12 . 1 969 , S. 39 .
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ANHANG

ZU VERLÄNGERNDE ABKOMMEN

Mitgliedstaat Drittland Art des Abkommens
Zeitpunkt
des

Abkommens

Deutschland

Deutschland

Deutschland

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Frankreich

Argentinien

Griechenland

Türkei

Dänemark

Spanien

Vereinigte
Staaten

Finnland

Iran

Island

Liberia

Libyen

Norwegen

Portugal

Vereinigtes
Königreich

Türkei

Uruguay

Handelsvertrag

Vorläufiger Handelsvertrag

Handelsvertrag

Handelsvertrag
Zusätzliches Handels - und Schiffahrtsübereinkommen

Zusatzartikel zum Handelsübereinkommen

Briefwechsel zur Abänderung der drei vorhergehenden Rechtsakte

Handelsübereinkommen und Protokoll

Handels- und Schiffahrtsübereinkommen

abgeändert durch Abkommen

Handelsabkommen

Vorläufiges Schiffahrtsabkommen

Niederlassungs- und Schiffahrtsübereinkommen

Handelsvertrag
Zusätzliches Handels- und Schiffahrtsübereinkommen

Zusatzartikel zum Handelsübereinkommen

Briefwechsel zur Abänderung der drei vorhergehenden Rechtsakte

Handels- und Schiffahrtsvertrag

Übereinkommen über wirtschaftliche Zusammenarbeit

Handelsvertrag

abgeändert durch Übereinkommen
und Briefwechsel

Schiffahrtsvertrag
abgeändert durch Übereinkommen

Handels- und Schiffahrtsabkommen und Unterzeichnungsprotokoll

Schiffahrtsübereinkommen

Übereinkommen über die Handels- und Schiffahrtsbeziehungen

Handels - und Schiffahrtsübereinkommen

Handels - und Schiffahrtsübereinkommen

Zusatzprotokoll

19 . 9 . 1857

12 . 2 . 1951

27 . 5 . 1930

23 . 8 . 1742

9 . 2 . 1842

9 . 2 . 1910

28 . 2 . 1930

21 . 12 . 1935

24. 2 . 1822

17 . 7 . 1919

13 . 7 . 1921

24. 4 . 1931

24 . 6 . 1964

23 . 8 . 1742

9 . 2 . 1842

9 . 2 . 1910

28 . 2 . 1930

17. 4 . 1852

10 . 8 . 1955

30 . 12 . 1881

13 . 1 . 1892

4 . 3 . 1933

30 . 12 . 1881

13 . 1 . 1892

13 . 3 . 1934

26. 1 . 1826

28 . 2 . 1882

29 . 8 . 1929

4. 6 . 1892

30 . 12 . 1953
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Mitgliedstaat Drittland Art des Abkommens
Zeitpunkt
des

Abkommens

Frankreich Venezuela Handels - und Schiffahrtsabkommen 26 . 7 . 1950

Italien

Italien

Belgien

Belgien

Belgien

Niederlande

Niederlande

Niederlande

Niederlande

Niederlande

BLWU

BLWU

BLWU

BLWU

BLWU

BLWU

BLWU

BLWU

BLWU

Portugal

Türkei

El Salvador

Groß­
britannien
und Irland

Schweden

Bolivien

China

Dänemark

Schweden

Yemen

Südafrika

Argentinien

Brasilien

Chile

China

Haiti

Thailand

Uruguay

Yemen

Handels- und Schiffahrtsvertrag und Schlußprotokolle

Handels - und Schiffahrtsvertrag und Notenwechsel

Handelsübereinkommen

Handels- und Schiffahrtsabkommen

Handels - und Schiffahrtsvertrag

Handelsvertrag

Freundschafts - und Handelsvertrag

Freundschafts - und Handelsvertrag

Handels - und Schiffahrtsvertrag

Freundschaftsvertrag

Vorläufiges Handelsabkommen

Vorläufiges Abkommen

Vorläufiges Handelsabkommen

Vorläufiges Handelsabkommen

Vorläufiger Freundschafts - und Handelsvertrag

Vorläufiges Handelsabkommen

Freundschaftsvertrag auf dem Gebiet des Handels und der Schiff­
fahrt (gekündigt am 28 . 2 . 1970 , bleibt bis 27. 2 . 1971 in Kraft )

Vorläufiges Handelsabkommen

Handelsübereinkommen

4 . 8 . 1934

29 . 12 . 1936

21 . 3 . 1906

23 . 7 . 1862

11 . 6 . 1895

30 . 5 . 1929

6. 10 . 1863

15 . 6 . 1701

25 . 9 . 1847

12 . 4. 1939

13 . 7 . 1937

16 . 1 . 1934

14 . 1 . 1932

27 . 8 . 1936

22 . 11 . 1928

9 . 7 . 1936

5 . 11 . j 937

22 . 2 . 1937

7 . 12 . 1936
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KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 13. Januar 1971

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Erstattung für Weißzucker für die dreizehnte im
Rahmen der in der Verordnung (EWG) Nr. 1734/70 genannten Dauerausschreibung

durchgeführte Teilausschreibung

(71 /71 /EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Verordnung Nr . 1009 /67/EWG des
Rates vom 18 . Dezember 1967 über die gemeinsame
Marktorganisation für Zucker ( 1 ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr . 1253 /70 ( 2 ), ins­
besondere auf Artikel 17 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1734/70 der
Kommission vom 26 . August 1970 über eine Dauer­
ausschreibung zur Bestimmung der Ausfuhrerstattung
für Weißzucker ( 3 ), geändert durch die Verordnung
(EWG ) Nr . 2462/70 ( 4 ), führen die Mitgliedstaaten
Teilausschreibungen für die Ausfuhr von Weißzucker
durch .

Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr . 766/68 des Rates vom 18 . Juni 1968 zur Auf­
stellung allgemeiner Regeln für die Erstattungen bei der
Ausfuhr auf dem Zuckersektor (5 ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr . 2488 /69 ( 6 ), ist
innerhalb von drei Werktagen nach dem Ende der
Frist für die Einreichung der Angebote auf der Grund­
lage der eingegangenen Angebote ein Höchstbetrag
der Erstattung für die betreffende Teilausschreibung
festzusetzen . Für die Ermittlung des Höchstbetrags
sind die Versorgungs- und die Preissituation in der
Gemeinschaft, die Preis - und die Absatzmöglichkeiten

auf dem Weltmarkt sowie die Kosten für die Aus­
fuhr von Zucker zu berücksichtigen . Es ist unter Be­
rücksichtigung der genannten Kriterien angebracht,
für die dreizehnte Teilausschreibung den Höchstbe­
trag in der in Artikel 1 genannten Höhe festzusetzen .

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnah­
men entsprechen der Stellungnahme des Verwal­
tungsausschusses für Zucker —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Für die gemäß Verordnung (EWG) Nr . 1734/70
durchgeführte dreizehnte Teilausschreibung wird der
Höchstbetrag der Erstattung bei der Ausfuhr auf
11,300 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Weiß­
zucker festgesetzt .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge­
richtet .

Brüssel , den 13 . Januar 1971

Für die Kommission

Der Vizepräsident
S. L. MANSHOLT

(') ABl . Nr . 308 vom 18 . 12 . 1967 , S. 1 .
2 ) ABl . Nr . L 143 vom 1 . 7 . 1970, S. 1 .
3 ) ABl . Nr . L 191 vom 27. 8 . 1970 , S. 30 .
4 ) ABl . Nr . L 264 vom 5 . 12 . 1970 , S. 16 .
5 ) ABl . Nr . L 143 vom 25 . 6 . 1968 , S. 6 .
6 ) ABl . Nr. L 314 vom 15 . 12 . 1969 , S. 12 .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 15. Januar 1971

zur Festsetzung des Mindestverkaufspreises für Magermilchpulver für die im Rahmen
der Verordnung (EWG) Nr. 1680/70 durchgeführte neunte Einzelausschreibung

(Nur der deutsche und der französische Text sind verbindlich )

(71 /72/EWG)

Die auf Grund der neunten Einzelausschreibung ein­
gereichten Angebote nennen sämtlich Preise, die die­
sen Mindestverkaufspreis nicht erreichen ; es erscheint
jedoch angebracht, als Anhaltspunkt für die Interes­
senten trotzdem einen Mindestpreis festzusetzen .

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnah­
men entsprechen der Stellungnahme des Verwal­
tungsausschusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Für die neunte Einzelausschreibung, die nach Maß­
gabe der Verordnung (EWG) Nr. 1680/70 durchge­
führt und für die die Frist für die Einreichung der
Angebote am 12 . Januar 1971 abgelaufen ist , wird
der Mindestverkaufspreis , der beim Zuschlag zu­
grunde zu legen ist, auf 43,25 Rechnungseinheiten je
100 kg Magermilchpulver festgesetzt .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Bundesrepublik
Deutschland und die Französische Republik gerichtet .

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame
Marktorganisation für Milch und Milcherzeug­
nisse (*), zuletzt geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 1253 /70 (2 ), insbesondere auf Artikel 7
Absatz 5 ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1680/70 der
Kommission vom 18 . August 1970 über eine Dauer­
ausschreibung von Magermilchpulver aus Beständen
der Interventionsstellen ( 3 ), geändert durch die Ver­
ordnung (EWG) Nr . 2418/70 (4 ), führen die Inter­
ventionsstellen für bestimmte , in ihrem Besitz befind­
liche Mengen Magermilchpulver ein Dauerausschrei­
bungsverfahren durch .

Artikel 8 Absatz 1 dieser Verordnung sieht vor, daß
auf Grund der für jede Einzelausschreibung einge­
gangenen Angebote ein Mindestverkaufspreis festge­
setzt oder die Ausschreibung aufgehoben wird .

Nach den Bestimmungen des Artikels 5 Absatz 2 der
Verordnung (EWG) Nr . 1014/68 des Rates vom
20 . Juli 1968 zur Festlegung der Grundregeln für die
öffentliche Lagerhaltung von Magermilch ( 5 ), zuletzt
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2434/
69 ( 6 ), muß der Verkaufspreis den Interventionspreis
um einen unter Berücksichtigung bestimmter Kriterien
festzusetzenden Betrag übersteigen .

Brüssel , den 15 . Januar 1971

Für die Kommission
Der Präsident

Franco L. MALFATTI

(^ ABl . Nr. L 148 vom 28 . 6 . 1968 , S. 13 .
( 2 ) ABI . Nr. L 143 vom 1 . 7 . 1970 , S. 1 .
(3) ABl . Nr . L 185 vom 19 . 8 . 1970 , S. 8 .
(4 ) ABl. Nr. L 260 vom 1 . 12 . 1970 , S. 39 .
( 5 ) ABl . Nr. L 173 vom 22. 7 . 1968 , S. 4 .
(6) ABl . Nr. L 307 vom 7. 12 . 1969 , S. 2 .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 15 . Januar 1971

zur Festsetzung des Höchstbetrags für die Lieferung fob von butteroil an das Welt­
ernährungsprogramm im Rahmen des in der Verordnung (EWG) Nr. 2549/70 vorgesehenen

Ausschreibungsverfahrens

(Nur der französische Text ist verbindlich)

(71/73 /EWG)

genen Angebote ein Höchstbetrag für die ausgeschrie­
bene Lieferung fob des butteroils festgesetzt wird .

Die französische Interventionsstelle hat ein Angebot
erhalten, dessen Betrag als Höchstbetrag festgesetzt
werden kann.

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Für den Zuschlag im Rahmen der in der Verordnung
(EWG) Nr . 2549/70 genannten Ausschreibung beträgt
der Höchstbetrag 1 150 480 Rechnungseinheiten .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik
gerichtet .

Brüssel , den 15 . Januar 1971

Für die Kommission

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 804/68 des
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt­
organisation für Milch und Milcherzeugnisse (*), zu­
letzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr .
1253 /70 (2 ), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 7,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr . 2549/70 der
Kommission vom 17 . Dezember 1970 über die Durch­
führung einer Ausschreibung für die Lieferung von
butteroil an den Senegal , den Sudan und die Türkei
als Gemeinschaftshilfe zugunsten des Welternährungs­
programms (3 ) hat die französische Interventionsstelle
eine Ausschreibung für die Herstellung und die Lie­
ferung fob von 498 Tonnen butteroil an das Welt­
ernährungsprogramm durchgeführt .

Das Verfahren dieser Ausschreibung ist durch die
Verordnung (EWG) Nr . 900/70 der Kommission vom
19 . Mai 1970 über Ausschreibungen zur Lieferung
von 16 000 Tonnen butteroil an das Welternäh­
rungsprogramm (4), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr . 1479/70 (3 ), festgelegt . Artikel 7 dieser
Verordnung sieht vor, daß auf Grund der eingegan

Der Präsident
Franco M. MALFATTI

l 1 ) ABl . Nr. L 148 vom 28 . 6 . 1968 , S. 13 .
(2 ) ABl . Nr . L 143 vom 1 . 7 . 1970 , S. 1 .
(3 ) ABl . Nr. L 274 vom 18 . 12. 1970 , S. 23 .
(4 ) ABl . Nr. L 108 vom 20. 5 . 1970, S. 13 .
(5) ABl . Nr. L 163 vom 25 . 7 . 1970, S. 10 .
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 20. Januar 1971

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Erstattung für Weißzucker für die vierzehnte im
Rahmen der in der Verordnung (EWG) Nr. 1734/70 genannten Dauerausschreibung

durchgeführte Teilausschreibung

(71/74/EWG)

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des
Rates vom 18 . Dezember 1967 über die gemeinsame
Marktorganisation für Zucker 1 1 ), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1253/70 (2 ), ins­
besondere auf Artikel 17 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 1734/70 der
Kommission vom 26. August 1970 über eine Dauer­
ausschreibung zur Bestimmung der Ausfuhrerstattung
für Weißzucker ( 3 ), geändert durch die Verordnung
(EWG) Nr. 2462/70 (4 ), führen die Mitgliedstaaten
Teilausschreibungen für die Ausfuhr von Weißzucker
durch .

Gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Verordnung (EWG)
Nr . 766/68 des Rates vom 18 . Juni 1968 zur Auf­
stellung allgemeiner Regeln für die Erstattungen bei
der Ausfuhr auf dem Zuckersektor (5 ), zuletzt geän­
dert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2488/69 ( 6),
ist innerhalb von drei Werktagen nach dem Ende der
Frist für die Einreichung der Angebote auf der
Grundlage der eingegangenen Angebote ein Höchst­
betrag der Erstattung für die betreffende Teilaus­
schreibung festzusetzen . Für die Ermittlung des
Höchstbetrags sind die Versorgungs - und die Preis­

situation in der Gemeinschaft, die Preis - und die Ab­
satzmöglichkeiten auf dem Weltmarkt sowie die Ko­
sten für die Ausfuhr von Zucker zu berücksichtigen .
Es ist unter Berücksichtigung der genannten Krite­
rien angebracht, für die vierzehnte Teilausschreibung
den Höchstbetrag in der in Artikel 1 genannten Höhe
festzusetzen .

Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Verwaltungsaus­
schusses für Zucker —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Für die gemäß Verordnung (EWG) Nr. 1734/70
durchgeführte vierzehnte Teilausschreibung wird der
Höchstbetrag der Erstattung bei der Ausfuhr auf
10,490 Rechnungseinheiten je 100 Kilogramm Weiß­
zucker festgesetzt .

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an alle Mitgliedstaaten ge­
richtet.

Brüssel , den 20 . Januar 1971

Für die Kommission

J. DENIAU
Mitglied der Kommission

0 ABl . Nr. 308 vom 18 . 12 . 1967, S. 1 .
(2 ) ABl . Nr. L 143 vom 1 . 7. 1970, S. 1 .
(3) ABl. Nr. L 191 vom 27 . 8 . 1970 , S. 30 .
(4) ABl . Nr. L 264 vom 5 . 12 . 1970 , S. 16 .
(5 ) ABl . Nr. L 143 vom 25 . 6 . 1968 , S. 6.
(6) ABl. Nr. L 314 vom 15 . 12 . 1969 , S. 12 ,
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 21 . Januar 1971 ,

mit der die Italienische Republik ermächtigt wird , die aus Japan stammenden und in
anderen Mitgliedstaaten im freien Verkehr befindlichen Transistor-Rundfunkempfänger

der Tarifnummer ex 85.15 von der Gemeinschaftsbehandlung auszuschließen

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(71/75/EWG)

delspolitik gegenüber Japan eingeführt werden ; die
Gültigkeitsdauer der Maßnahmen müßte bis zum
Inkrafttreten einer solchen Regelung beschränkt wer­
den —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Italienische Republik wird ermächtigt, die aus
Japan stammenden und in anderen Mitgliedstaaten
im freien Verkehr befindlichen Transistor-Rundfunk­
empfänger der Tarifnummer ex 85.15 von der Ge­
meinschaftsbehandlung auszuschließen .

Diese Entscheidung bezieht sich ebenfalls auf die Ein­
fuhr dieser Waren, für welche Anträge auf Einfuhr­
genehmigung zur Zeit und ordnungsmäßig bei der
italienischen Verwaltung anhängig sind .

Artikel 2

Die Geltungsdauer dieser Entscheidung ist bis zur An­
wendung einer einheitlichen Einfuhrregelung im Rah­
men einer gemeinsamen Handelspolitik gegenüber
Japan und spätestens bis zum 30 . Juni 1971 befristet .

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik
gerichtet .

Brüssel , den 21 . Januar 1971

Für die Kommission

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 115 Absatz 1 ,

gestützt auf den Antrag auf Anwendung von Artikel
115 Absatz 1 , den die Italienische Republik mit
Fernschreiben ihrer Ständigen Vertretung bei den
Europäischen Gemeinschaften am 13 . Januar 1971
eingereicht hat, um die Ermächtigung zu erhalten,
die aus Japan stammenden und in anderen Mitglied­
staaten im freien Verkehr befindlichen Transistor­
Rundfunkempfänger der Tarifnummer ex 85.15 von
der Gemeinschaftsbehandlung auszuschließen,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die unterschiedlichen handelspolitischen Maßnah­
men, die in Italien einerseits und in anderen Mit­
gliedstaaten andererseits für diese Erzeugnisse ange­
wandt werden, werden Verkehrsverlagerungen aus­
lösen .

Diese Verkehrsverlagerungen würden die Durchfüh­
rung der von Italien gegenüber Japan getroffenen
handelspolitischen Maßnahmen verhindern und
könnten wirtschaftliche Schwierigkeiten auslösen .

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es nicht möglich,
die Methoden festzulegen, nach denen die übrigen
Mitgliedstaaten die erforderliche Zusammenarbeit
leisten könnten .

Unter diesen Umständen ist die Anwendung von
Schutzmaßnahmen nach Artikel 115 Absatz 1 für ei­
nen begrenzten Zeitraum zu genehmigen .

Für die fraglichen Waren könnte eine einheitliche
Einfuhrregelung im Rahmen einer gemeinsamen Han

Der Präsident
Franco M. MALFATTI
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 21 . Januar 1971 ,

mit der die Italienische Republik ermächtigt wird, die aus Japan stammenden und in
den übrigen Mitgliedstaaten im freien Verkehr befindlichen Krafträder (mit einem Ge­
wicht von nicht mehr als 170 kg) der Tarifnummer ex 87.09 des Gemeinsamen Zolltarifs

von der Gemeinschaftsbehandlung auszuschließen

(Nur der italienische Text ist verbindlich)

(71 /76/EWG)

delspolitik gegenüber Japan eingeführt werden ; die
Gültigkeitsdauer der Maßnahmen müßte bis zum
Inkrafttreten einer solchen Regelung beschränkt wer­
den —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Italienische Republik wird ermächtigt, die aus
Japan stammenden und in den übrigen Mitglied­
staaten im freien Verkehr befindlichen Krafträder
(mit einem Gewicht von nicht mehr als 170 kg) der
Tarifnummer ex 87.09 des Gemeinsamen Zolltarifs
von der Gemeinschaftsbehandlung auszuschließen .

Diese Entscheidung bezieht sich ebenfalls auf die Ein­
fuhr dieser Waren, für welche Anträge auf Einfuhr­
genehmigung zur Zeit und ordnungsmäßig bei der
italienischen Verwaltung anhängig sind .

Artikel 2

Die Geltungsdauer dieser Entscheidung ist bis zur
Anwendung einer einheitlichen Einfuhrregelung im
Rahmen einer gemeinsamen Handelspolitik gegen­
über Japan und spätestens bis zum 30 . Juni 1971
befristet .

Artikel 3

Diese Entscheidung ist an die Italienische Republik
gerichtet .

Brüssel , den 21 . Januar 1971

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 115 Absatz 1 ,

gestützt auf den Antrag auf Anwendung von Arti­
kel 115 Absatz 1 , den die Italienische Republik mit
Fernschreiben ihrer Ständigen Vertretung bei den Eu­
ropäischen Gemeinschaften am 18 . Januar 1971 ein­
gereicht hat, um die Ermächtigung zu erhalten , die
aus Japan stammenden und in den übrigen Mit­
gliedstaaten im freien Verkehr befindlichen Kraft­
räder (mit einem Gewicht von nicht mehr als 170 kg)
der Tarifnummer ex 87.09 des Gemeinsamen Zoll­
tarifs von der Gemeinschaftsbehandlung auszuschlie­
ßen,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Die unterschiedlichen handelspolitischen Maßnahmen,
die in Italien einerseits und in den übrigen Mitglied­
staaten andererseits gegenüber Japan für diese Er­
zeugnisse angewandt werden, werden Verkehrsverla­
gerungen auslösen .

Diese Verkehrsverlagerungen würden die Durchfüh­
rung der von Italien gegenüber Japan getroffenen
handelspolitischen Maßnahmen verhindern und könn­
ten wirtschaftliche Schwierigkeiten auslösen .

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist es nicht möglich ,
die Methoden festzulegen, nach denen die übrigen
Mitgliedstaaten die erforderliche Zusammenarbeit lei­
sten könnten .

Unter diesen Umständen ist die Anwendung von
Schutzmaßnahmen durch Artikel 115 Absatz 1 für
einen begrenzten Zeitraum zu genehmigen .

Für die fraglichen Waren könnte eine einheitliche Ein­
fuhrregelung im Rahmen einer gemeinsamen Han

Für die Kommission
Der Präsident

Franco M. MALFATTI



8 . 2 . 71 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr . L 31 /27

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 25 . Januar 1971

zur Ermächtigung der Französischen Republik, bis zum 30. April 1971 Saatgut von zwei
Sorten Braugerste mit minderen Anforderungen zum Verkehr zuzulassen

(Nur der französische Text ist verbindlich )

(71 /77/EWG)

Beka und Trait d'Union, das nicht anerkannt ist , un­
ter folgenden Voraussetzungen zum gewerbsmäßigen
Verkehr in ihrem Gebiet zuzulassen :

a ) das Saatgut entspricht den Anforderungen der An­
lage II zur Richtlinie des Rates vom 4. Juni 1966
über den Verkehr mit Getreidesaatgut ;

b ) das Saatgut trägt ein amtliches Etikett in brauner
Farbe , das mindestens folgende Angaben enthält :
— den Hinweis , daß das Saatgut keiner amtlichen

Anerkennung unterlegen hat,
— die Zulassungsstelle ,
— die Art,
— die Bezugsnummer der Partie,

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN

GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft ,

gestützt auf die Richtlinie des Rates vom 14 . Juni
1966 über den Verkehr mit Getreidesaatgut f 1 ), ge­
ändert durch die Richtlinie vom 18 . Februar 1969 ( 2 ),
insbesondere auf Artikel 17 ,

auf Antrag der Französischen Republik,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In Frankreich ist die Ernte an Saatgut der Kategorie
„Zertifiziertes Saatgut" der Braugerstensorten Beka
und Trait d'Union so gering ausgefallen , daß die
Saatgutversorgung der Gebiete, in denen diese Sor­
ten aus ökologischen Gründen angebaut werden, nicht
gewährleistet ist .

Es ist nicht möglich , den Bedarf durch Zertifiziertes
Saatgut aus anderen Mitgliedstaaten zufriedenstellend
zu decken .

Es erscheint daher angebracht, die Französische Re­
publik zu ermächtigen, bis zum 30 . April 1971 Saat­
gut der genannten Sorten mit minderen Anforderun­
gen zum gewerbsmäßigen Verkehr zuzulassen .

Die auf Grund dieser Entscheidung vorgesehenen
Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des
Ständigen Ausschusses für das landwirtschaftliche,
gartenbauliche und forstliche Saat- und Pflanzgut­
wesen —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN :

Artikel 1

Die Französische Republik wird ermächtigt , bis zum
30 . April 1971 Saatgut von Braugerste der Sorten

— das angegebene Netto- oder Bruttogewicht ;

c ) jeder Lieferant hat auf einem besonderen Etikett
die Sorte des Saatguts anzugeben und zu garan­
tieren ;

d ) es werden amtliche Nachkontrollen durchgeführt,
ob die Sortenangabe zugetroffen hat.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Französische Republik
gerichtet .

Brüssel , den 25 . Januar 1971

Für die Kommission
Der Präsident

Franco M. MALFATTI

0 ) ABl . Nr. 125 vom 1 . 7 . 1966 , S. 2309/66.
( 2 ) ABl . Nr . L 48 vom 26 . 2 . 1969 , S. 1 .
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